
Von Peter Blickle, Bern

Der reformatorische Aufbruch als städtischer
Verfassungskonflikt in Oberschwaben

Im Herbst des Jahres 1530 fiel in Biberach die folgen-
schwere Entscheidung für die Reformation 1, nachdem
Kaiser Karl V. den Reichstag in Augsburg geschlossen
hatte. Für den alten Glauben sprachen sich unter den
wohl über 3000 Einwohnern der Stadt lediglich 13
Priester, 14 Patrizier und 43 Zunftbürger aus. Ein hal-
bes Jahr später, am 11. April 1531, wurde die Reforma-
tion vom Rat offiziell in der Weise eingeführt, dass er
die Messteier verbot." Wiederum zwei Monate später,
am 29.Juni,an Peter und Paul,dem Fest der Kirchen-
patrone der Pfarrkirche, fand als gleichermaßen spek-
takulärer und ritueller Akt der Sturm auf die Altäre
und Bilder der Biberacher Kirchen statt - die Got-
teshäuser wurden.ausqeräumt".' Der Bruch mit der
alten Kirche hätte radikaler nicht sein können.

Über den Gang der reformatorischen Bewegung bis
1530 weiß man wenig, im Verhältnis zu anderen ober-
schwäbischen Reichsstädten fast nichts. Amtliche Ak-
ten fehlen, die chronikähnlichen Berichte von Zeitge-
nossen sind parteiisch und nach den Ereignissen selbst
geschrieben worden, freilich auch noch keineswegs
unter heute üblichen und möglichen religionsge-
schichtlichen Methoden ausgewertet. Die für die
Frömmigkeitsgeschichte vor der Reformation und die
Reformationsgeschichte selbst in Deutschland einmali-
gen Werke der Brüder Icachim von Pflummern und
Heinrich von Pflummern warten noch auf ihren kon-
genialen Interpreten.'

.Llngeforlich im~23 iar" habe die .Lutherei" ihren
Anfang genommen, schreibt Heinrich von Pflummern
zwanzig Jahre später aus der Erinnerung.' Sein Bruder
Ioachim indessen meinte, "die irrseligkait und abfel-
ligkhait" hätte "im 27. Jahr" begonnen." Das Wormser
Edikt Kaiser KarlsV.von 1521, das die Verbreitung von
Luthers Theologie und den Verkauf seiner Schriften
verbot, wurde offenbar nur zögerlich durchgesetzt.
"Also fielent die von Biberach in kurtzer zit von irem
rechten verbot der Lutery, und nam die Lutery teglich
zu"," wann indessen bleibt unklar. Auch über die Pro-
tagonisten weiß man wenig. Heinrich von Pflummern
jedenfalls vertrat vehement die Position der römischen
Kirche gegen die Angriffe von Bartholomäus Müller, ei-
nem aus Ulm stammenden Prediger, der erwiesener-
maßen Huldrich Zwingli in Zürich, dem nach Luther
theologisch bedeutendsten und in Deutschland
einflussreichsten Reformator, nahe stand.

Methodisch verfügt der Historiker über das Instru-
mentarium des Vergleichs, behutsam projiziert er auf
die wegen fehlender Ouellen weiße und leere Fläche
die Ergebnisse und Erkenntnisse, die er aus ähnlich ge-
lagerten Fällen gewonnen hat. Freilich muss der Ver-
gleich sinnvoll sein.

Biberach ist eine Reichsstadt. Biberach ist eine Stadt
mit Zunftverfassung. Biberach ist eine Stadt, die wie
man aus der Biographie von Bartholomäus Müller weiß
und wie sich aus dem Bildersturm ergibt, Zwingli
näher stand als Luther. Luther duldete keinen Ikono-
klasmus, Zwingli indessen hielt das Beten vor Bildern
und Altären für Götzendienst und wollte leere Kir-
chenräume. Unter diesen Voraussetzungen bieten sich
zwei Städte, Reichsstädte beide, zunftverfasst beide,
zwingliorientiert beide, zum Vergleich an - Memmin-
gen (1) und Kaufbeuren (2).8 Begünstigend für einen
Vergleich kommt hinzu, dass die Entscheidung für die
Reformation in Memmingen und Kaufbeuren fast
gleichzeitig fiel, zu Beginn des Jahres 1525 und Mem-
mingen (neben Ulm) auf den Gang der Reformation in
Biberach Einfluss genommen hat.? Es ist offenkundig,
dass die Reformation in Europa zuerst und besonders
früh in den Städten Eingang fand, und zwar vornehm-
lich in den oberdeutschen Reichsstädten.

Von dieser Beobachtung ausgehend lege ich meinen
Überlegungen eine These zu Grunde. Sie lautet:

Die Durchsetzung der Reformation in den schwäbi-
schen Reichsstädten ist das Werk der Gemeinden. Und
zwar ist die Gemeinde nicht die Kirchengemeinde, die
Pfarrgemeinde (was man naheliegenderweise bei einer
Frömmigkeitsbewegung erwarten würde), sondern die
politische Gemeinde. Die Reformation hat folglich et-
was mit der Verfassung einer Stadt zu tun. Besonders
zahlreich und besonders früh wenden sich jene Städte
der Reformation zu, in denen die politischen Rechte
der Gemeinden vergleichsweise weitgehend sind, in
Zürich, in Straßburg, in Augsburg, in Konstanz, in
Kempten, in Memmingen, in Kaufbeuren - und eben
in Biberach. Bei allen handelt es sich um Zunftstädte,
also um solche, in denen die Handwerkerzünfte politi-
sche Rechte haben.

Was ich an Memmingen und Kaufbeuren zeige,
dient also nicht nur als Passepartout für die analogische
Rekonstruktion des Reformationsprozesses in Biber-
ach, es ist auch repräsentativ für die Reformation in
den oberschwäbischen Reichsstädten insgesamt. 10



1. Memmingen

.Vnnd ist auff den tag Epiphaniae verstört vnd ab-
gethon worden alle christenliehe ordnungen Loblieh
vnd fleißigelich [bei, P_B.] vns büsher gebraucht und
gehalten." So urteilt Jakob Megerich, der Pfarrer an
Unser Frauen, ein tapferer Verteidiger des alten Glau-
bens für die einen, ein Ignorant und ewig Gestriger für
die anderen, über das Ergebnis des Religionsgesprächs
in der Stadt Memmingen, das am Dreikönigstag 1525
zu Ende ging. Megerich, einer der Wenigen, die sich
der Dynamik und dem Sog der Reformation in Mem-
mingen immer entgegengestellt hatten, war der Kataly-
sator, der die Polarisierung zwischen Altgläubigen und
Neugläubigen durch seine kirchentreue Haltung be-
wirkt hatte. Beleidigungen, Belästigungen und Krän-
kungen hatte er schon seit geraumer Zeit hinnehmen
müssen.

Die religiöse Unruhe hatte Christoph SchappeIer in
die Stadt gebracht, der 1513 auf die Predigerstelle an
der Pfarrkirche St. Martin berufen worden war. I I "Man
sey nit schuldig, den zechenden zu geben bey einer
todsind ", soll er Ende 1523 gepredigt haben. Die Ab-
gabe von 10 Prozent des Getreides lässt sich theolo-
gisch nicht begründen, sollte das heißen. Das hatte zur
Folge, dass es in Memmingen im Juni 1524 zu massi-
ven Auseinandersetzungen um den Zehnten kam, ja
Bauern in den Memminger Dörfern Steinheim und
Woringen und Bürger in der Stadt verweigerten den
Zehnten. Der Rat jedoch forderte mit unmissverständli-
cher Deutlichkeit, der Zehnt sei zu entrichten. Die letz-
ten Renitenten wurden am 11. Juli aufs Rathaus be-
stellt. Schließlich fanden sich alle bereit, ihre Abgaben
zu leisten, lediglich Hans Heltzlin, ein Bäckermeister,
weigerte sich und wollte gerichtlich klären lassen, ob
er den Zehnt bezahlen müsse. Der Rat nahm ihn dar-
aufhin gefangen, und damit begann das beeindrucken-
de Schauspiel einer außerordentlichen Gemeindever-
sammlung. Wie ein Lauffeuer muss sich die Nachricht
von der Verhaftung des Bäckermeisters in der Stadt ver-
breitet haben; aus allen Gassen liefen die Bürger auf
den Markt und bekundeten ihre Empörung. "Ist die ge-
main [...] auffrurig vnd bewegt worden vnd haben sich
also ye mer vnd mer gehaufft vnd zusamen gethan bis
schier etlich hundert auf dem marckt zu eynander ko-
men sein", heißt es im Bericht des Ratsschreibers.
Doch die Spontaneität des Auflaufs fand rasch in ge-
ordnete Bahnen. Ein Ausschuss wurde gebildet, und
zwar organisiert nach einzelnen Zünften. Die Bürger
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brachten damit zum Ausdruck, dass sie sich als Ge-
meindeversammlung verstanden, möglicherweise als
Gerichtsversammlung, die nicht bereit war, das "Ur-
teil" der Inhaftierung Heltzlins zu akzeptieren. Mit ei-
ner Beschwerdeschrift wurde ein zwölfköpfiger Aus-
schuß zu Verhandlungen zum Rat geschickt.

Heltzlin sei sofort freizulassen, forderten die dele-
gierten Bürger. Weiter solle der Rat dafür sorgen, dass
"das wort Gottes hell, lautter vnd clar on eynich
menschlich Zusatz offenlieh gepredigt wurd, nit allain
in der pfarr bei sant Martin sonder auch in Unser Fra-
wen pfarr vnd anderen kirchen". In Streitigkeiten um
kirchliche Abgaben habe sich der Rat hin künftig nicht
mehr einzumischen, vielmehr soll das "der gemain
man mit dem pfarrer vnd pfaffen" selbst ausmachen.
Und schließlich solle der Rat verbieten, Schappel er von
den Altgläubigen schmähen und beleidigen zu lassen.
"Wa aber vnder inen [jemand, P. B.]wer, [d]er lust oder
begierd het, etwas mit im [Schappeler, P. B.] zu dispu-
tieren, das er dann das [...] an ortten enden vnd mit der
maß vnd gestalt thet, wie sichs das gepurt."

Am 13. Juli 1524 beriet man im Rat über die For-
derungen des Gemeindeausschusses, über alle Maßen
lebhaft und kontrovers. Solide Mehrheiten für einen
Ratsbeschluß ließen sich nicht beschaffen. Sechs von
zwölf Zünften unterstützten den Antrag des Ausschus-
ses. Die Pattsituation war gegeben. Der Rat entschied
nichts, es war ja auch nichts konkret zu entscheiden.
Die Gemeinde musste sich gestärkt fühlen, zumal
Heltzlin sofort aus der Gefangenschaft entlassen wur-
de. Unter solchen Umständen konnte und musste die
Reformation ihren Fortgang nehmen.

Am Vorabend des Nikolausfestes, am 5. Dezember
1524, reichte Christoph SchappeIer in der Martinskir-
che zum erstenmal das Abendmahl in beiderlei Gestalt
als Brot und Wein den Gläubigen. Das galt in vielen
Städten als der endgültige Bruch mit dem Ritus der Kir-
che. Die Pfarrei St. Martin hatte damit symbolisch und
demonstrativ den Schritt ins Lager der Reformatoren
getan.

Drei Wochen später, am Weihnachtstag 1524
schließlich nahmen die Dinge den zu erwartenden dra-
matischen Lauf, der in Memmingen zur offiziellen Ein-
führung der Reformation führen sollte. Was im Juli
1524 die Menge vor dem Rathaus stürmisch verlangt
hatte und der Gemeindeausschuss in sein Verhand-
lungspapier mit dem Rat schrieb, wurde Ende des Jah-
res verwirklicht - das Religionsgespräch, die Disputa-
tion.
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"Unser Frauen" war die Pfarrei im Quartier der Ar-
men, vor allem Weber wohnten dort in größerer Zahl.
Schon im November 1524 setzten sich die Frauen
lautstark für die neuen Riten ein. Der Rat hingegen
meinte, wer wolle, könne die Gottesdienste in St. Mar-
tin besuchen. "Etlichen bürgerin auss unser frawen
pfarr ist gesagt worden, das sy fridlich seien, und wo sy
mangel in ainer kirchen haben, sollen sy zu sant Mar-
tin geen." Offensichtlich verschärften die Vorgänge in
St. Martin den Druck auf den Pfarrer von Unser Frau-
en, denn jetzt verlangte eine Gesandtschaft der Pfarr-
gemeinde vom Rat, auch in der Frauenkirche solle das
Abendmahl in beiderlei Gestalt gereicht werden und
im Weigerungsfall solle sich Megerich in einer Disputa-
tion verteidigen.

Zum Eklat kam es am Weihnachtsfest. "So ich her-
ab bin khomen zu St. Ieörgen altar", berichtet Pfarrer
Megerich, "hat sich ein gros murmlen erhebt von den
luterischen weyb vnnd man, darnach groß auffruhr
vnnd aufgeläuff ist worden. Vnd mich inn die Sacristey
geiagt vnnd getrüben mit großer ungestümigkhait da-
selb mit uil Schmechworten gelestert vnd gescholten,
mit fäusten geschlagen, ann mein hubt vnd auff die
Schultern, mich auch mit den füeßen an mein seiten
vnd auff die huff gestosßen, mit steinen Zu mir inn die
Sacristei geworffen, die gläßer zerrisßen vnnd erschla-
gen, die bildtlin an den taften gebrochen, die amplen
erworffen. Kertzen auff dem altar abgebrochen vnnd
hinweg getragen." Bildersturmstimmung also herrsch-
te in Memmingen an Weihanchten. .Sollich vnfuhr
vnnd gewalt von 4 büs 6 getrüben vnnd gehalten.
Vnnd wo Hanns Keller der burgermaister vnnd 6 der
Räthe nit khommen, so were ich in der Sacrystei er-
schlagen worden". Megerichs Befürchtung war so un-
begründet nicht, denn selbst der Rat ließ Erkundigun-
gen einziehen "über die, so den pfarrer zu unser frawn
erstechen wellen". Nach den Vorfällen in der Kirche
nahm der Bürgermeister den bedrohten Megerich in
seinem Haus auf und ließ ihn gewissermaßen unter Po-
lizeischutz stellen. Sie "haben mich", fährt Megerich in
seinem Bericht fort, "mit gewalt gefängelich aus mei-
ner Küerchen gefüert, selb dritt prüester, der mainung,
man solte mich die nacht inn den Diebsthurn gelegt
vnd behalten han: aber der Burgermaister hat vnns in
sein haus vnnd gewarsamkhait füeren lasßen, vns Ehr-
lich vnd redlich gehalten, doch mit 2 Statknechten
lasßen hüeten vnd wol bewaren".

Mit den Vorgängen in der Frauenkirche an Weih-
nachten war entschieden, dass das Religionsgespräch

nicht mehr hinausschiebbar war. Weil "sich ain Zeit-
langher zwischen gaistlichen vnd weltlichen alhie In
vnser Statt gros Irrung gehalten also das yeder tail ver-
maint hat das heilig euangelium nach sein verstand
außzuelägen vnd des andern tails mainung zueverach-
ten. desshalb ainander ketzerei vnd ander schmach-
wort angehengkt, dardurch das gemains volck In Zwi-
fel gefiert alles zue verletzung der selen vnd ere gots
vnd verer daruff auffrürn entstanden sein mochten",
beruft sich der Rat auf seine Ordnungs- und Friedens-
pflicht: .Solhs zue furkumen sein wir als die oberkait
schuldig vnd verursacht worden si zue baiden tailn in
solher Irrung gutlieh zuverhörn".

Der Memminger Rat entschied sich für das Reli-
gionsgespräch, in "der vnzweyffenlichen hoffnung der
allmechtige got wer durch seinen hayligen gaist vnder
vnd in denen, so in seinem namen versamlet seind".
Am 2. Januar 1525 wurde es eröffnet, in Anwesenheit
von allen Geistlichen und den vier Doktoren der Stadt,
einem Juristen und drei Stadtärzten, sowie allen Rats-
herren; hinzu kamen "auß yeder Zunft ainer alls vonn
ainer gemain wegen vnnd sein in yeder Zunft durch ain
freie Wal dartzuerwellt worden". Rat und Gemeinde
sollten die Religionsfragen entscheiden. Die Religions-
parteien wurden einem "Verhör" unterzogen, wie es in
den Akten mehrfach heißt, und so konnte das Ergebnis
nur ein von der Gemeinde und dem Rat gefälltes ,Ur-
teil' sein.

Der Disputation lagen als Diskussionsgrundlage
Thesen von SchappeIer zugrunde. In ihnen wurde die
Auffassung vertreten, die Messe sei weder ein Opfer
noch ein gutes Werk, sondern eine Gedächtnisfeier für
die Vergebung der Sünden durch Christus, und daraus
folge auch, dass das Abendmahl in beiderlei Gestalt
auszuteilen sei. Das war in der Abendmahlsfrage die
Auffassung Zwinglis, nicht die Luthers, die hier von
SchappeIer vertreten wurde. Darüber hinaus wird die
katholische Auffassung von der heilsvermittelnden
Funktion der Priester ersetzt durch das Priestertum al-
ler Gläubigen. Beichte, Heiligenverehrung und Fege-
feuer werden verworfen und der biblischen Begrün-
dung des Zehnten widersprochen.

Die Disputation verlief erwartungsgemäß äußerst
zäh und lustlos. Megerich wollte überhaupt in keinen
theologischen Disput eintreten, vielleicht gewitzigt
durch die Erfahrung, dass Argumente angesichts der
vorherrschenden Stimmung für die Neugläubigen oh-
nehin nicht verfangen würden. Denn in keiner ande-
ren Stadt war der Ausgang solcher Disputationen je



fraglich gewesen. Seine Mitstreiter verweigerten sich
mit dem Argument, ein Religionsgespräch "gehoer den
Concilia vnd den Vniversiteten zu", andere bemängel-
ten die fehlenden Belegstellen aus der Heiligen Schrift.
Als sie schließlich von Schappeier nachgetragen wor-
den waren, wurden am vierten Tag der Disputation die
altgläubigen Geistlichen einzeln um Stellungnahmen
ersucht, doch - so das Protokoll - .vnder allen prie-
stern ist kainer gewest der ettwas darwider furzuprin-
gen gehapt". Damit war die Disputation, ohne dass
eine solche in Wahrheit stattgefunden hätte, beendet.
Der Rat fand für den Ausgang eine durchaus euphemi-
stische Umschreibung des Sachverhalts: man sei "der
sach so wol ains" worden, und "war es nit zu spat im
tag gewest, sy alle mitainannder zu morgen geessen ha-
ben wellen". Der altkirchliche Ritus wurde eingestellt,
eine Kirchenordnung versprach der Rat nach Einho-
lung von Stellungnahmen auszuarbeiten und zu verab-
schieden.

2. Kaufbeuren

"Zuverhietung auffrur emperung totschlag Blutver-
giessen und ewigem, verderben" lud der Rat der
Reichsstadt Kaufbeuren die Geistlichkeit der Stadt für
den 30. Januar zu einem .frundtlichen gesprech", wie
er mehrfach sagte, aufs Rathaus. Es galt, den Frieden in
der Stadt zu sichern und zu festigen, es galt aber auch,
die Gemeinde vor Verderben zu bewahren, also ihr
Seelenheil zu gewährleisten.

Wie an Weihnachten in Memmingen, so war es um
das Dreikönigsfest 1525 in Kaufbeuren zu Gewaltsam-
keiten gegenüber dem altgläubigen Pfarrer Iörg Sigg
gekommen. Ihm schien die Situation so bedrohlich,
dass er sich veranlasst, ja gezwungen sah, aus der Stadt
zu fliehen und bei seinem Bruder Wolfgang, Pfarrer
im nahen Geisenried, ein Unterkommen zu suchen.
Sein Kontrahent war der in Kaufbeuren als Prädikant
wirkende Jakob Lutzenberger. Offenbar verlangte
die Kaufbeurer Gemeinde recht geschlossen die
Verkündigung des reinen Evangeliums und drängte
auf eine Disputation über die richtige Lehre, zu der
Lutzenberger seine Bereitschaft wiederholt erklärt
hatte.

Der Rat bat zum Religionsgespräch mit der Begrün-
dung, als von der Gemeinde gewählte und vom Kaiser
mit dem Regiment betraute Obrigkeit habe er die Auf-
gabe, dass "die Stat vor auffrur emperung und wider
willen vnzerstort in frid und Rue auch in ainigkeit er-

halten werd", er hoffe aber, mit Gottes Hilfe und dem
Beistand des Heiligen Geistes zu einer einvernehmli-
chen Lösung der Glaubensfragen zu kommen.

Für das Religionsgespräch hatte Lutzenberger sie-
ben Thesen erstellt. In ihnen vertrat er die Unsichtbar-
keit der Kirche Christi, den Glauben als Gnade, die
Schriftwidrigkeit von Speise- und Kleidervorschriften,
die Nutzlosigkeit von großen Stiftungen, prächtigen
Kirchen und Altarbildern, den Gedächtnischarakter
des Abendmahls anstelle des Opfercharakters und die
Sinnlosigkeit der Heiligenverehrung.

Für die Disputation wurden genaue Verfahrensvor-
schriften festgelegt: Lediglich Altes und Neues Testa-
ment galten als Beweismittel, nur die deutsche Sprache
war zugelassen. Jede Partei konnte eine gleiche Zahl
Bürger aus der Stadt bestimmen, wohl als eine Art Bei-
stand, und einen Schreiber, so daß es mit dem Rats-
schreiber drei Protokollanden für das Gespräch gab.

Das Religionsgespräch konnte zunächst nicht, wie
vorgesehen, am 30. Januar begonnen werden, weil der
altgläubige Pfarrer nicht erschienen war. Für die not-
wendigen Beratungen, wie weiter zu verfahren sei,
wurden lediglich diejenigen zugelassen, "so zu dem
Ratte alls die oberkait vnd die Ihenigen So von der gro-
se und ganntze gemeinde zu und beysollichem zusein
verordent gewesen". Die übrigen Anwesenden wur-
den aus der Ratsstube gewiesen. Man einigte sich dar-
auf, den Pfarrer nochmals vorzuladen, der dieser zwei-
ten Aufforderung schließlich auch Folge leistete, so
dass am folgenden Tag das Gespräch aufgenommen
werden konnte. Präsidiert wurde die Disputation von
Dr. Sebastian Fuchssteiner und dem Stadtarzt Dr. Ivo
Strigel.

Als Anwalt des gewissermaßen beklagten Stadtpfar-
rers nahm zunächst der ihm befreundete Nikolaus
Schwicker, Pfarrverweser in Aitrang, das Wort. Reli-
gionsfragen gehörten, so lautete seine Argumentation,
die anlässlich solcher Disputationen durchaus üblich
war, vor ein Konzil und nicht vor den Rat einer einzel-
nen Stadt. Auch habe der Bischof von Augsburg allen
Kaufbeurer Priestern in Erinnerung gebracht und den
Rat dahingehend informiert, dass allein er für Glau-
bensangelegenheiten zuständig sei. Die Stadt, so
schloss Schwicker seine Rede, soll "sich nit einlaßen
[...] weder gutlieh Rechtlich besprechlich noch be-
schließlich in keinerley weiß noch weg". Es sei hinrei-
chend bekannt, dass die beiden Kontrahenten, der
Pfarrer und der Prädikant, "in ettwas Irrung und spen-
nen stend", das erfordere nach kaiserlichem Recht ein



Von Peter Blickle, Bern

ordentliches Verfahren, denn "ausserhalb und one
Recht [soll] nyemat gehert sonder [geschweige denn,
P. B.] Rechtlich beklagt werden".

Zunächst wurden die Priester befragt, ob ihnen das
erwähnte Schreiben des Bischofs zugegangen sei, was
elf von ihnen verneinten. Die Disputationsgrundlage
der beiden Testamente wollten nicht alle anerkennen,
teils erbaten sie Bedenkzeit, teils wollten sie den Fall
vor das Domkapitel in Augsburg ziehen.

Der präsidierende Dr. Fuchssteiner stellte "Bürger-
maister, Rat und verordnete von der Gemaind" vor
Augen, dass nicht Konzilsbeschlüsse, sondern die
beiden Testamente die vereinbarten Entscheidungs-
grundlagen der Disputation seien. Dieses Argument
wurde von ihm weiter theologisch untermauert mit
dem Hinweis auf 1. Korinther 14, "die profeten aber
zwe oder drey die sillen Reden und das volck und er-
weisen. Aber die andere zuhörer die sollen vrteilen".
Die versammelten Herren, so fuhr Fuchssteiner fort,
würden nicht "nach Irem Menschlichen verstand in di-
ser Sachen vrtailen [...], Sonder allain das Lebendig
warhafft und vnbetruglich wort gots hierin Richter sein
lassen" .

Daraufhin verließen der altgläubige Pfarrer Sigg und
seine Anhänger das Rathaus. Die übrigen Geistlichen
wurden, nachdem Lutzenberger seine Thesen
nochmals vorgetragen und erläutert hatte, einzeln zu
den sieben Punkten gehört und vernommen. Die Ant-
worten waren erwartungsgemäß teils zustimmend,
teils ausweichend, teils ablehnend.

Der Rat "sampt den verordnt der Gemeinde und
den Zwayen obbestimpt Doctorn" fasste daraufhin den
Beschluss, in der Stadt nur die Predigt des reinen Evan-
geliums zu gestatten, Beleidigungen des Prädikanten
mit Stadtverweis zu ahnden und eine neue Kirchen-
ordnung zu erstellen, da die bisherigen Zeremonien
sich als Menschenwerk erwiesen hätten. Zwar hätte
das Gespräch gezeigt, dass die Messe nicht von Chris-
tus eingesetzt sei, dennoch sollte den Priestern gestat-
tet sein, sie zu lesen, falls ihr Gewissen ihnen das ge-
biete.

Die politischen Ereignisse der folgenden Monate,
geprägt durch den Bauernkrieg im Allgäu und seine mi-
litärische Niederwerfung durch den Schwäbischen
Bund, verhinderten sowohl in Memmingen als auch in
Kaufbeuren, dass die Beschlüsse unmittelbar hätten
umgesetzt werden können. In beiden Städten musste
die reformatorische Bewegung einen, teils andauern-
den Rückschlag hinnehmen.

3. Zusammenfassung

Was lässt sich aus den Vorgängen in Memmingen
und Kaufbeuren als verallgemeinerbar für den Prozess
der Durchsetzung der Reformation ausmacheni'"

In beiden Städten wurde das Religionsgespräch un-
ter Beteiligung der Gemeinde durchgeführt, in Mem-
mingen in der Weise, dass die Zünfte eigens Vertreter
für die Disputation wählten, in Kaufbeuren dadurch,
dass von der Gemeinde Vertreter dazu verordnet wur-
den. In beiden Fällen scheint das den eingespielten
Modalitäten der breiteren Konsentierung von Entschei-
dungen entsprochen zu haben.

In Memmingen war in allen kritischen Phasen des
reformatorischen Prozesses ein Ausschuss der Zünfte
in Aktion getreten. Das entsprach der Verfassung der
Stadt insofern, als die Zünfte in einem komplizierten
Verfahren die politischen Organe wählten: den Rat,
den Ammann und den Bürgermeister. Im Rat saßen 12
Zunftmeister und 12 sogenannte .Ratgeben", mit dem
Bürgermeister also 25 Personen. Die Zunftmeister wur-
den von den Zünften gewählt, die Ratgeben von der
ganzen Gemeinde auf Vorschlag der Zünfte. Daraus er-
gibt sich, daß Gemeinde und Gesamtheit der Zünfte ge-
wissermaßen identisch waren.

In Kaufbeuren waren die Verhältnisse ganz ähnlich,
was erklären mag, dass die zum Religionsgespräch bei-
gezogenen Bürger nicht über die Zünfte, sondern of-
fenbar über eine Gemeindeversammlung bestellt wur-
den. Seit dem Ende des 14. Jahrhunderts galt auch hier
eine Zunftverfassung. Der Rat bestand aus einem Bür-
germeister, sechs aus den (sechs) Zünften gewählten
Räten und sieben Zunftrneistern und wurde jährlich
beim Schwörtag bestätigt, umgesetzt oder gewählt.

Dieser in beiden Städten ähnliche verfassungsrecht-
liche Sachverhalt wurde im Verlauf der Religionsge-
spräche ausdrücklich bestätigt. Wie im Kaufbeurer, so
heißt es auch im Memminger Disputationsprotokoll ei-
gens, dass .Burgermaister vnnd Ratt der Stat Memin-
gen von Irer gemaind alls Ir oberkait vnnd vorgennger
erwellt sein". Der Rat repräsentiert folglich die Ge-
meinde. Seine Legitimation erhielt er jährlich neu am
Schwörtag der Gemeinde. Die Bedeutung dieses, coni-
uratio reiterata genannten Vorgangs liegt darin, dass
damit der gemeindestiftende Akt der coniuratio wie-
derholt wurde.

Materialer Kern des Eides, den die Bürger jährlich
schworen, war die Sicherung und Gewährleistung des
Friedens in der Stadt. Gewalt jeder Art sollte verhin-



dert und auf den Weg des gerichtlichen Ausgleichs ge-
schoben werden. Deswegen verpflichtete sich jeder
Bürger auch, sich persönlich für die Sicherung des Frie-
dens in der Stadt durch das sogenannte Friedebieten
einzusetzen, das ihn persönlich durchaus in Gefahr
bringen konnte.

Die Sicherung des Friedens durch gerichtliches Ver-
fahren scheint im Rechtsverständnis der Bürgerschaf-
ten beider Städte eine hinreichende Legitimations-
grundlage gewesen zu sein, um die Glaubensfrage ge-
wissermaßen vor Gericht zu ziehen, weil sie den Frie-
den in der Stadt bedrohte. Dass es sich im Falle der Re-
ligionsgespräche um gerichts ähnliche Vorgänge han-
delt, wird durch mehrere Indizien bestätigt Sowohl
der Augsburger Bischof als auch die altgläubigen Geist-
lichen vertraten den Standpunkt, der Glaubensstreit sei
entweder in Augsburg, also vor dem dortigen geistli-
chen Gericht, oder über ein Konzil zu entscheiden,
hingegen sei es eine unzulässige Anmaßung, den Fall
in der Stadt zu verhandeln. Möglicherweise haben des-
wegen beide Städte so nachhaltig darauf hingewiesen,
die Räte hätten "von kay, Mt die schlüsl gewallt, Regie-
rung vnd verwalltung der Stat emtphangen". Damit
musste in erster Linie das Gericht gemeint sein, denn
die ursprünglich königlichen Kompetenzen bestanden
in jener Gerichtshoheit, die in Schwaben durch einen
vom kaiserlichen Landvogt eingesetzten Schultheißen
als Vorsteher des städtischen Gerichts wahrgenommen
wurde, und in der Blutsgerichtsbarkeit (Gerichtsbar-
keit über schwere Delikte wie Mord und Brandstif-
tung), mit der sich die Städte von jedem neu ins Amt
gekommenen König belehnen ließen. Memmingen
wurde seit 1403, Kaufbeuten seit 1418 der Blutbann
als Lehen vom Reich übertragen. Auf das Gericht zu
verweisen, hieß aber auch einen städtischen Aus-
schließlichkeitsanspruch anmelden, weil beide Städte
von fremden Gerichten durch königliche Privilegien
ausdrücklich befreit waren.

Durchschlagender, weil prinzipieller war freilich die
theologische Argumentation des Kaufbeurer Dr. Fuchs-
steiner, die Gemeinde habe über die richtige Lehre zu
urteilen. Das erforderte und rechtfertigte die Beizie-
hung der Gemeinde durch gewählte Vertreter. Genau
das war zwei Jahre zuvor die Argumentation Huldrich
Zwinglis und Martin Luthers gewesen. Die "kilchhö-
re", die Gemeinde, wird über die Wortverkündigung,
über "die ler urteilen, sust nieman", meint Zwingli.
Zwar soll jedermann das Recht haben zu lehren, beur-
teilt wird die Lehre jedoch allein durch die Gemeinde.

8·9

.Lere tzu urteylen", so lautet Luthers Schlußfolgerung,

.Jerer odder seelsorger eyn und ab zu setzen, mus man
sich gar nichts keren an menschen gesetz, recht allt-
herkommen, brauch, gewonheyt etc. Gott gebe, es sey
von Bapst odder Keyser, von Fursten odder Bisehoff ge-
setzt, es habe die halb odder gantze wellt alßo gehall-
ten, es hab eyn odder tausent jar geweret". Daraus
folgt auch, dass die Gemeinde darüber entscheidet,
wer ihr das Wort Gottes verkündet, ein Recht, das
Memmingen wie Kaufbeuren in Anspruch nahmen, in-
dem sie ihre Prädikanten als die allein zugelassenen
Geistlichen bestätigten und den altgläubigen Priestern
ihre seelsorgerische Tätigkeit untersagten, soweit sie
sich nicht schon freiwillig aus der Stadt entfernt hatten.

Die begrifflich angemessene Erfassung der Vorgänge
kann nicht davon absehen, dass die Religionsgespräche
mit einer Satzung, einem Gebot, einem Verbot ende-
ten. Die Predigt des reinen Evangeliums wurde in bei-
den Städten geboten, in Memmingen die Messfeier
und in beiden Städten die alten kirchlichen Zeremoni-
en verboten. Satzungen grundsätzlicherer Art und von
weiterreichenden Folgen lagen aber keineswegs in der
Kompetenz des Rates allein, sondern erforderten, wie
ein Friedens- und Religionsmandat für Memmingen
von 1520 belegt, den breiten Konsens, der in der Regel
in der Weise hergestellt wurde, dass am Schwörtag
auch Statuten beraten und erlassen wurden, wie für
Kaufbeuren nachweisbar ist. Wo der städtische Friede
häufig durch Einung der Bürger erst zustandegekom-
men war, lag es nahe, seine Ausweitung in den kirchli-
chen Bereich gleichermaßen breit abzustützen.

Genau dieser Vorgang hat auch in Biberach stattge-
funden. Die Gemeinde entschied sich im Herbst 1530
durch Mehrheitsbeschluss jener, die das Bürgerrecht
besaßen, für die Reformation. Das war ein politischer
Akt, nicht anders wie jene Gemeindeversammlungen,
auf denen Räte und Bürgermeister gewählt und in die-
sem Zusammenhang auch wichtige und folgenreiche
Entscheidungen (Stadtrecht, Bündnisse) gefällt wur-
den. "Wie aus dem Abstimmungsergebnis hervorgeht,
war es im wesentlichen das Zunftbürgertum, da der Re-
formation zum Durchbruch verhalf" .13 Der Beschluss
vom 11. April 1531, den Priestern die Feier der Messe
zu untersagen und den katholischen Ritus und Kultus
einzustellen, war ein solcher von Kleinem Rat mit Zu-
stimmung des Großen Rates und gewissermaßen die
Ausführung des Gemeindebeschlusses. Der Kleine Rat
war wie in allen Reichsstädten das eigentlich regieren-
de Kollegium, der Große Rat galt als die Vertretung der
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Gemeinde." Die Beschlüsse banden auch die Minder-
heit und folglich wurden bei den folgenden Wahlen
auch die Katholiken in den Räten abgewählt, wo sie
nicht schon zuvor die Stadt verlassen hatten.

Im Prozess der Einführung der Reformation, der in
den Disputationen seinen Höhepunkt findet, dehnt die
politische Gemeinde als Schwurverband ihr Recht, den
Frieden in der Stadt durch Statuten zu sichern, auf den
Raum des Glaubens aus. Die politische Gemeinde in-
korporiert die Religion.
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